
RICHTLINIEN 

RICHTLINIE 2009/127/EG DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES 

vom 21. Oktober 2009 

zur Änderung der Richtlinie 2006/42/EG betreffend Maschinen zur Ausbringung von Pestiziden 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPÄI­
SCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Ge­
meinschaft, insbesondere auf Artikel 95, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozial­
ausschusses ( 1 ), 

gemäß dem Verfahren des Artikels 251 des Vertrags ( 2 ), 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Es wird allgemein anerkannt, dass der Einsatz von Pesti­
ziden Gefahren für Umwelt und menschliche Gesundheit 
mit sich bringt. In ihrer Mitteilung „Hin zu einer thema­
tischen Strategie zur nachhaltigen Nutzung von Pestizi­
den“ vom 12. Juli 2006 legt die Kommission eine Stra­
tegie zur Verringerung der mit der Verwendung von Pes­
tiziden verbundenen Risiken für die menschliche Gesund­
heit und die Umwelt dar. Außerdem haben das Europäi­
sche Parlament und der Rat die Richtlinie 2009/128/EG 
vom 21 Oktober 2009 über einen Aktionsrahmen der 
Gemeinschaft für die nachhaltige Verwendung von Pesti­
ziden („die Rahmenrichtlinie“) ( 3 ) angenommen. 

(2) Konstruktion, Bau und Wartung von Maschinen zur Aus­
bringung von Pestiziden spielen bei der Verringerung der 
nachteiligen Auswirkungen von Pflanzenschutzmitteln 
auf die menschliche Gesundheit und die Umwelt eine 
beträchtliche Rolle. Für bereits in gewerblichem Gebrauch 
befindliche Maschinen zur Ausbringung von Pestiziden 
werden mit der Rahmenrichtlinie Vorschriften für Kon­
trolle und Wartung eingeführt. 

(3) Die Rahmenrichtlinie gilt für Pestizide, die Pflanzen­
schutzmittel sind. Es ist daher angemessen, den Anwen­
dungsbereich der vorliegenden Richtlinie auf Maschinen 
zur Ausbringung von Pestiziden, die Pflanzenschutzmittel 
sind, zu beschränken. Da jedoch davon ausgegangen 
wird, dass der Anwendungsbereich der Rahmenrichtlinie 

auf Biozid-Produkte ausgedehnt werden soll, sollte die 
Kommission bis zum 31. Dezember 2012 die Auswei­
tung des Anwendungsbereichs der dem Umweltschutz 
dienenden Vorschriften auf Maschinen zur Ausbringung 
von Biozid-Produkten prüfen. 

(4) Der Schutz der Gesundheit und Sicherheit von Personen 
und gegebenenfalls von Haustieren und Sachen ist bereits 
durch die Richtlinie 2006/42/EG des Europäischen Par­
laments und des Rates vom 17. Mai 2006 über Maschi­
nen ( 4 ) geregelt. Es ist somit angezeigt, wesentliche, dem 
Umweltschutz dienende Vorschriften für Konstruktion 
und Bau neuer Maschinen zur Ausbringung von Pestizi­
den in die Richtlinie 2006/42/EG aufzunehmen, wobei 
sicherzustellen ist, dass diese im Einklang mit den Vor­
schriften der Rahmenrichtlinie über Wartung und Kon­
trolle stehen. 

(5) Zu diesem Zweck ist es außerdem erforderlich, in die 
Richtlinie 2006/42/EG einen Hinweis auf den Umwelt­
schutz einzufügen und dieses Ziel auf die Maschinenarten 
und die Risiken zu beschränken, für die es spezielle Um­
weltschutzanforderungen gibt. 

(6) Zu den Maschinen zur Ausbringung von Pestiziden ge­
hören selbstfahrende, gezogene, auf einem Fahrzeug an­
gebrachte, aufgesattelte und in Luftfahrzeugen ange­
brachte sowie ortsfeste Maschinen, die zur Anwendung 
von Pestiziden sowohl für den gewerblichen als auch den 
nicht gewerblichen Gebrauch bestimmt sind. Außerdem 
gehören dazu tragbare Maschinen und handgehaltene 
Maschinen, die jeweils motorisch oder durch menschliche 
Kraft angetrieben werden und mit einer Druckkammer 
ausgestattet sind. 

(7) Diese Richtlinie ist auf die grundlegenden Anforderungen 
beschränkt, die Maschinen zur Ausbringung von Pestizi­
den erfüllen müssen, damit sie in Verkehr gebracht und/ 
oder in Betrieb genommen werden können; für die Ent­
wicklung der harmonisierten Normen mit ausführlichen 
Spezifikationen für die verschiedenen Kategorien von Ma­
schinen zur Ausbringung von Pestiziden, anhand derer 
die Hersteller diese Anforderungen erfüllen können, sind 
die europäischen Normungsorganisationen zuständig.
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( 1 ) ABl. C 182 vom 4.8.2009, S. 44. 
( 2 ) Stellungnahme des Europäischen Parlaments vom 22. April 2009 

(noch nicht im Amtsblatt veröffentlicht) und Beschluss des Rates 
vom 24. September 2009. 

( 3 ) ABl. L 309 vom 24.11.2009, S. 71 ( 4 ) ABl. L 157 vom 9.6.2006, S. 24.



(8) Es ist entscheidend, dass alle betroffenen Parteien, ein­
schließlich Industrie, Landwirte und Umweltschutzorgani­
sationen, gleichermaßen in die Erstellung solcher harmo­
nisierten Normen einbezogen werden, damit sicher­
gestellt ist, dass sie auf der Grundlage eines klaren Kon­
senses aller Interessengruppen angenommen werden. 

(9) Die Richtlinie 2006/42/EG sollte daher entsprechend ge­
ändert werden. 

(10) Gemäß Nummer 34 der Interinstitutionellen Verein­
barung über bessere Rechtsetzung ( 1 ) sind die Mitglied­
staaten aufgefordert, für ihre eigenen Zwecke und im 
Interesse der Gemeinschaft eigene Tabellen aufzustellen, 
aus denen im Rahmen des Möglichen die Entsprechungen 
zwischen dieser Richtlinie und den Umsetzungsmaßnah­
men zu entnehmen sind, und diese zu veröffentlichen. 

(11) Sind die verfügbaren wissenschaftlichen Belege nicht aus­
reichend, um eine präzise Risikobeurteilung zu ermögli­
chen, so sollten die Mitgliedstaaten, wenn sie Maßnah­
men im Rahmen dieser Richtlinie ergreifen, das Vorsor­
geprinzip anwenden, das ein Grundsatz des Gemein­
schaftsrechts ist, der unter anderem in der Mitteilung 
der Kommission vom 2. Februar 2000 erläutert wird; 
gleichzeitig sollten die anderen in der Richtlinie 
2006/42/EG enthaltenen Vorschriften und Grundsätze 
wie der freie Warenverkehr und die Konformitätsver­
mutung gebührend berücksichtigt werden — 

HABEN FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

Artikel 1 

Änderungen der Richtlinie 2006/42/EG 

Die Richtlinie 2006/42/EG wird wie folgt geändert: 

1. Dem Artikel 2 Absatz 2 wird folgender Buchstabe angefügt: 

„m) ‚grundlegende Sicherheits- und Gesundheitsschutzanfor­
derungen‘ verbindliche Vorschriften für die Konstruktion 
und den Bau von unter diese Richtlinie fallenden Pro­
dukten, um ein hohes Maß an Sicherheit und Gesund­
heitsschutz von Personen und gegebenenfalls von Haus­
tieren und Sachen und, soweit anwendbar, an Schutz 
der Umwelt zu gewährleisten. 

Die grundlegenden Sicherheits- und Gesundheitsschutz­
anforderungen sind in Anhang I angegeben. Die grund­
legenden Sicherheits- und Gesundheitsschutzanforderun­
gen hinsichtlich des Schutzes der Umwelt sind nur auf 
die in Abschnitt 2.4 dieses Anhangs genannten Maschi­
nen anwendbar.“; 

2. Artikel 4 Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Die Mitgliedstaaten treffen alle erforderlichen Maß­
nahmen, um sicherzustellen, dass Maschinen nur in Verkehr 

gebracht und/oder in Betrieb genommen werden dürfen, 
wenn sie den für sie geltenden Bestimmungen dieser Richt­
linie entsprechen und wenn sie bei ordnungsgemäßer Instal­
lation und Wartung und bei bestimmungsgemäßer oder ver­
nünftigerweise vorhersehbarer Verwendung die Sicherheit 
und Gesundheit von Personen und gegebenenfalls von Haus­
tieren und Sachen und, soweit anwendbar, die Umwelt nicht 
gefährden.“; 

3. Artikel 9 Absatz 3 Unterabsatz 1 erhält folgende Fassung: 

„In den in Absatz 1 genannten Fällen konsultiert die Kom­
mission die Mitgliedstaaten und andere interessierte Parteien, 
wobei sie angibt, welche Maßnahmen sie zu ergreifen beab­
sichtigt, um auf Gemeinschaftsebene ein hohes Maß an Si­
cherheit und Gesundheitsschutz von Personen und gegebe­
nenfalls von Haustieren und Sachen und, soweit anwendbar, 
an Schutz der Umwelt zu gewährleisten.“; 

4. Artikel 11 Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Stellt ein Mitgliedstaat fest, dass eine von dieser Richt­
linie erfasste und mit der CE-Kennzeichnung versehene Ma­
schine, der die EG-Konformitätserklärung beigefügt ist, bei 
bestimmungsgemäßer oder vernünftigerweise vorhersehbarer 
Verwendung die Sicherheit oder Gesundheit von Personen 
oder gegebenenfalls von Haustieren oder Sachen oder, soweit 
anwendbar, die Umwelt zu gefährden droht, so trifft er alle 
zweckdienlichen Maßnahmen, um diese Maschine aus dem 
Verkehr zu ziehen, ihr Inverkehrbringen und/oder die Inbe­
triebnahme dieser Maschine zu untersagen oder den freien 
Verkehr hierfür einzuschränken.“; 

5. Anhang I wird wie folgt geändert: 

a) Abschnitt „Allgemeine Grundsätze“ Nummer 4 erhält fol­
gende Fassung: 

„4. Dieser Anhang ist in mehrere Teile gegliedert. Der 
erste Teil hat einen allgemeinen Anwendungsbereich 
und gilt für alle Arten von Maschinen. Die weiteren 
Teile beziehen sich auf bestimmte spezifische Gefähr­
dungen. Dieser Anhang ist jedoch stets in seiner Ge­
samtheit durchzusehen, um sicher zu gehen, dass alle 
jeweils relevanten grundlegenden Anforderungen er­
füllt werden. Bei der Konstruktion einer Maschine 
sind in Abhängigkeit von den Ergebnissen der Risiko­
beurteilung gemäß Nummer 1 dieser Allgemeinen 
Grundsätze die Anforderungen des allgemeinen Teils 
und die Anforderungen eines oder mehrerer der an­
deren Teile zu berücksichtigen. Die grundlegenden 
Sicherheits- und Gesundheitsschutzanforderungen 
hinsichtlich des Schutzes der Umwelt sind nur auf 
die in Abschnitt 2.4 genannten Maschinen anwend­
bar.“;
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b) Kapitel 2 wird wie folgt geändert: 

i) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„Nahrungsmittelmaschinen, Maschinen für kosmeti­
sche oder pharmazeutische Erzeugnisse, handgehaltene 
und/oder handgeführte Maschinen, tragbare Befesti­
gungsgeräte und andere Schussgeräte sowie Maschinen 
zur Bearbeitung von Holz und von Werkstoffen mit 
ähnlichen physikalischen Eigenschaften sowie Maschi­
nen zur Ausbringung von Pestiziden müssen alle in 
diesem Kapitel genannten grundlegenden Sicherheits- 
und Gesundheitsschutzanforderungen erfüllen (siehe 
Allgemeine Grundsätze, Nummer 4).“; 

ii) Folgender Abschnitt wird angefügt: 

„2.4. MASCHINEN ZUR AUSBRINGUNG VON PESTIZI­
DEN 

2.4.1. Begriffsbestimmung 

‚Maschinen zur Ausbringung von Pestiziden‘: 
Maschinen, die speziell zur Ausbringung von 
Pflanzenschutzmitteln im Sinne des Artikels 2 
Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 
1107/2009 des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 21. Oktober 2009 über 
das Inverkehrbringen von Pflanzenschutzmit­
teln (*) bestimmt sind. 

2.4.2. Allgemeines 

Der Hersteller einer Maschine zur Ausbrin­
gung von Pestiziden oder sein Bevollmächtig­
ter hat sicher zu stellen, dass im Einklang mit 
dem Verfahren der Risikobeurteilung und Ri­
sikominderung gemäß den Allgemeinen 
Grundsätzen Nummer 1 eine Beurteilung 
der Risiken einer unbeabsichtigten Exposition 
der Umwelt gegenüber Pestiziden vorgenom­
men wird. 

Maschinen zur Ausbringung von Pestiziden 
sind unter Berücksichtigung der Ergebnisse 
der in Absatz 1 genannten Risikobeurteilung 
so zu konstruieren und zu bauen, dass sie 
ohne unbeabsichtigte Exposition der Umwelt 
gegenüber Pestiziden betrieben, eingerichtet 
und gewartet werden können. 

Undichtigkeiten sind stets zu verhüten. 

2.4.3. Bedienung und Überwachung 

Es muss möglich sein, die Ausbringung der 
Pestizide von den Bedienungsplätzen aus ein­
fach und präzise zu steuern, zu überwachen 
und sofort abzubrechen. 

2.4.4. Füllung und Entleerung 

Die Maschine ist so zu konstruieren und zu 
bauen, dass das präzise Füllen mit der erfor­
derlichen Pestizidmenge erleichtert und das 
einfache und vollständige Entleeren gewähr­
leistet wird und dabei das Verschütten von 
Pestiziden vermieden und die Kontamination 
der Entnahmestellen für Wasser verhindert 
wird. 

2.4.5. Ausbringung von Pestiziden 

2.4.5.1. Ausbringungsrate 

Die Maschine muss mit Vorrichtungen zur 
einfachen, präzisen und zuverlässigen Einstel­
lung der Ausbringungsrate ausgestattet sein. 

2.4.5.2. Verteilung, Anlagerung und Abdrift von Pesti­
ziden 

Die Maschine ist so zu konstruieren und zu 
bauen, dass sichergestellt ist, dass das Pestizid 
auf den Zielflächen angelagert wird, unbe­
absichtigte Freisetzungen auf anderen Flächen 
möglichst gering gehalten werden und die 
Abdrift von Pestiziden in die Umgebung ver­
mieden wird. Wo dies angemessen ist, muss 
eine gleichmäßige Verteilung und homogene 
Anlagerung des Pestizids sichergestellt sein. 

2.4.5.3. Prüfungen 

Um festzustellen, ob die entsprechenden Teile 
der Maschine die unter 2.4.5.1 und 2.4.5.2 
genannten Anforderungen erfüllen, hat der 
Hersteller oder sein Bevollmächtigter für jeden 
Maschinentyp die entsprechenden Prüfungen 
durchzuführen oder durchführen zu lassen. 

2.4.5.4. Unbeabsichtigte Freisetzungen während und 
nach der Abschaltung 

Die Maschine ist so zu konstruieren und zu 
bauen, dass unbeabsichtigte Freisetzungen 
von Pestiziden während und nach der Ab­
schaltung der Ausbringungsfunktion vermie­
den werden. 

2.4.6. Wartung 

2.4.6.1. Reinigung 

Die Maschine ist so zu konstruieren und zu 
bauen, dass sie einfach und gründlich gerei­
nigt werden kann, ohne dass dabei die Um­
welt kontaminiert wird. 

2.4.6.2. Instandhaltung 

Die Maschine ist so zu konstruieren und zu 
bauen, dass der Austausch verschlissener Teile 
ungehindert möglich ist, ohne dass dabei die 
Umwelt kontaminiert wird.
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2.4.7. Kontrollen 

Es muss möglich sein, die erforderlichen 
Messinstrumente einfach an die Maschine an­
zuschließen, um das ordnungsgemäße Funk­
tionieren der Maschine zu überprüfen. 

2.4.8. Kennzeichnung von Düsen, Sieben und Filtern 

Düsen, Siebe und Filter sind so zu kennzeich­
nen, dass ihr Typ und ihre Größe klar erkenn­
bar sind. 

2.4.9. Angabe des verwendeten Pestizids 

Wo dies angemessen ist, muss die Maschine 
mit einer besonderen Vorrichtung versehen 
sein, an der das Bedienungspersonal die Be­
zeichnung des verwendeten Pestizids anbrin­
gen kann. 

2.4.10. Betriebsanleitung 

Die Betriebsanleitung muss folgende Angaben 
enthalten: 

a) die Vorkehrungen, die beim Mischen, Ein­
füllen, Anwenden, Entleeren, Reinigen, 
Warten und Transport zu treffen sind, 
um die Kontamination der Umwelt zu ver­
meiden; 

b) ausführliche Bedingungen für die Verwen­
dung in den verschiedenen vorgesehenen 
Betriebsumgebungen, einschließlich der 
dazugehörigen notwendigen Vorbereitung 
und Einstellung, durch die die Anlagerung 
des Pestizids auf den Zielflächen bei 
gleichzeitiger Minimierung der unbe­
absichtigten Freisetzungen auf anderen Flä­
chen, die Verhinderung der Abdrift in die 
Umgebung und, wo dies angemessen ist, 
die gleichmäßige Verteilung und homo­
gene Anlagerung des Pestizids sicher­
gestellt wird; 

c) die Bandbreite der Typen und Größen der 
Düsen, Siebe und Filter, mit denen die 
Maschine betrieben werden kann; 

d) in Bezug auf Verschleißteile, die Auswir­
kungen auf den ordnungsgemäßen Betrieb 
der Maschine haben, wie Düsen, Siebe und 
Filter, Angaben dazu, in welchen Abstän­
den sie zu überprüfen sind, und die Krite­
rien und das Verfahren für ihren Aus­
tausch; 

e) Spezifikation der Kalibrierung, täglichen 
Wartung, Vorbereitung für das Überwin­
tern und anderer Überprüfungen, die zur 
Gewährleistung des ordnungsgemäßen 

Funktionierens der Maschine erforderlich 
sind; 

f) Arten von Pestiziden, die Fehlfunktionen 
der Maschine hervorrufen können; 

g) einen Hinweis darauf, dass das Bedie­
nungspersonal stets die Bezeichnung des 
gerade verwendeten Pestizids in der unter 
Nummer 2.4.9. genannten besonderen 
Vorrichtung aktualisieren sollte; 

h) Anschluss und Verwendung von Spezial­
ausrüstungen und Zubehörteilen und die 
Vorkehrungen, die zu treffen sind; 

i) einen Hinweis darauf, dass die Maschine 
nationalen Vorschriften für eine regel­
mäßige Überprüfung durch bezeichnete 
Stellen, wie in der Richtlinie 2009/128/EG 
des Europäischen Parlaments und des Ra­
tes vom 21. Oktober 2009 über einen 
Aktionsrahmen der Gemeinschaft für die 
nachhaltige Verwendung von Pestizi­
den (**) vorgesehen, unterliegen kann; 

j) die Merkmale der Maschine, die zur Ge­
währleistung ihres ordnungsgemäßen Be­
triebs überprüft werden müssen; 

k) eine Anleitung für den Anschluss der er­
forderlichen Messinstrumente. 

___________ 
(*) ABl. L 309 vom 24.11.2009, S. 1. 

(**) ABl. L 309 vom 24.11.2009, S. 71.“ 

Artikel 2 

Umsetzung 

(1) Die Mitgliedstaaten erlassen und veröffentlichen die Vor­
schriften, die erforderlich sind, um dieser Richtlinie spätestens 
am 15. Juni 2011 nachzukommen. Sie setzen die Kommission 
unverzüglich davon in Kenntnis. 

Sie wenden diese Vorschriften ab dem 15. Dezember 2011 an. 

Wenn die Mitgliedstaaten diese Vorschriften erlassen, nehmen 
sie in den Vorschriften selbst oder durch einen Hinweis bei der 
amtlichen Veröffentlichung auf diese Richtlinie Bezug. Die Mit­
gliedstaaten regeln die Einzelheiten der Bezugnahme. 

(2) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den Wortlaut 
der innerstaatlichen Vorschriften mit, die sie auf dem unter diese 
Richtlinie fallenden Gebiet erlassen. 

Artikel 3 

Inkrafttreten 

Diese Richtlinie tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffent­
lichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.
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Artikel 4 

Adressaten 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 

Geschehen zu Straßburg am 21. Oktober 2009. 

Im Namen des Europäischen Parlaments 
Der Präsident 

J. BUZEK 

Im Namen des Rates 
Die Präsidentin 

C. MALMSTRÖM
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